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Huber fordert nachhaltige Politik jenseits des Vier-Jahre-Rhytmus
Göring-Eckardt räumt Fehler beim Vereinigungsprozess ein 
Der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland, Bischof Wolfgang Huber, hat sich für mehr Voraussicht in der Politik ausgesprochen. Zukunftsfragen wie etwa die nach der Ökologie oder dem Finanzierungssystem des Staates benötigten eine „nachhaltige Perspektive“, sagte er am Donnerstag beim „Podium 60 Jahre Bundesrepublik“. Der „kurze Horizont der Demokratie“, bedingt durch den Vier-Jahres-Rhythmus der Bundstagswahlen, reiche dafür oft nicht aus. Zudem müsse der Blick immer stärker über die nationalen Grenzen hinaus geweitet werden, weil maßgebliche Gesetze längst europaweit Anwendung fänden. 

Huber würdigte den Beitrag des Deutschen Evangelischen Kirchentages zur Demokratie. Er sei eine Veranstaltung, die seit den Anfängen kritisch nach der Verantwortung von Kirche und Staat frage. Vom Kirchentag seien auch weltweite politische Impulse ausgegangen. Als Beispiel nannte der Berliner Bischof den konziliaren Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung. 
Die  Bundestagsvizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt (Grüne) bezeichnete die Demokratie als „das Beste, was den Ostdeutschen passieren konnte“. Die in Thüringen geborene Politikerin räumte jedoch Versäumnisse beim Vereinigungsprozess ein. So sei bereits der Begriff „Beitritt“ missverständlich. Vielen früheren DDR-Bürgern sei „die Vereinigung als Bevormundung aufgestoßen“, so Göring-Eckardt. „Wir wären als Ostdeutsche gerne nach unseren Erfahrungen gefragt worden.“ 
Nach Ansicht des früheren Bundespräsidenten Richard von Weizsäcker (CDU) ist den Westdeutschen die Demokratie geschenkt worden, während sie die Ostdeutschen erkämpfen mussten. Das Grundgesetz der Bundesrepublik habe „die Bürgerdemokratie als Lebensform“ etabliert. In ihrer Mitte stehe die Unantastbarkeit der Würde. Er plädierte deshalb für „Verfassungspatriotismus“ statt Nationalstolz.

Der frühere Bundesminister Erhard Eppler (SPD) warnte vor einem „Missbrauch des Gottesnamens“ im deutschen Grundgesetz. Er sprach sich dafür aus, den Gottesbezug in der Präambel der Verfassung durch „ein klares Bekenntnis zur jüdisch-christlichen Tradition“ zu ersetzen, auf der wesentliche Voraussetzungen der Demokratie ruhten.
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